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vergangenen 26 Jahren aus sklavereiähnlichen Arbeits-
verhältnissen befreit. Bis 2013 wurde Arbeitssklaverei 
vor allem in eher ländlich verorteten Wirtschaftszweigen 
wie Bergbau, Viehzucht und dem Anbau von Zuckerrohr, 
Soja und Baumwolle beobachtet. Seither werden Verstöße 
aber auch in städtischen Gebieten gemeldet, insbesonde-
re in der Bau- und Bekleidungsbranche.

Bei den Opfern von Sklavenarbeit in Brasilien handelt 
es sich hauptsächlich um Männer afrikanischer Abstam-
mung aus Regionen mit hoher Armut und geringer Alpha-
betisierung. Es sind überwiegend Binnenmigrant*innen, 
die – gelockt zum Teil durch falsche Versprechungen – 
ihre Heimat verlassen, um bessere Lebensbedingungen in 
den landwirtschaftlichen Wachstumsregionen oder den 
städtischen Zentren zu suchen. Häufi g sprechen sie selbst 
nicht von sklavenartiger Arbeit, obwohl sie erniedrigen-
den Arbeitsbedingungen mit überlangen Arbeitszeiten 
ausgesetzt sind, in Schuldknechtschaft geraten oder ihrer 
Papiere beraubt werden. 

Selbst wenn sie sich befreien können, laufen sie Ge-
fahr, erneut Opfer zu werden. Da sie in eine sozial und 
wirtschaftlich prekäre Situation zurückkehren, müssen 
sie oft eine Arbeit annehmen, die sie wieder in einen neu-
en Kreislauf der Zwangsarbeit bringt. In der Tat fanden 
sich fast zwei Prozent der zwischen 2003 und 2017 aus 
sklavereiähnlicher Arbeit Geretteten wiederholt in dieser 
Lage. Erschwerend kommt hinzu, dass es – abgesehen 
von einem dreimonatigen Arbeitslosengeld – so gut wie 
keine Vorkehrungen gibt, um den Opfern sozialen Schutz 

zu bieten und den Kreislauf der modernen Sklaverei zu 
unterbrechen.

Zwar hat der brasilianische Staat in den vergange-
nen zwei Jahrzehnten durchaus einige legislative und in-
stitutionelle Fortschritte bei der Bekämpfung moderner 
Formen der Sklaverei gemacht. Dazu gehören die Ein-
richtung einer mobilen Sonderinspektionsgruppe und 
die nationalen Pläne zur Abschaff ung der Sklavenarbeit 
von 2003 und 2008. Dringend geboten wäre es jedoch, 
die dafür zuständigen staatlichen Stellen zu stärken. 
Stattdessen haben viele von ihnen in jüngerer Zeit Kür-
zungen ihres Budgets hinnehmen müssen, wie zum Bei-
spiel die zuständigen Staatsanwaltschaften und die Son-
derinspektionsgruppe. 2020 wurden die Mittel für den 
Kampf gegen Sklavenarbeit in Brasilien um 41 Prozent 
gekürzt, was dem niedrigsten Betrag seit zehn Jahren 
entspricht. 

Mehrere Jahre nach dem Urteil des Interamerikani-
schen Gerichtshofs ist der brasilianische Staat immer 
noch weit davon entfernt, die Aufl agen umzusetzen und 
der Ausbeutung von Arbeitskräften unter sklavereiähnli-
chen Bedingungen ein Ende zu setzen. Der Druck der na-
tionalen und internationalen Zivilgesellschaft wird wei-
terhin unerlässlich sein, um die modernen Formen der 
Sklaverei in Brasilien zu bekämpfen. 

Die meisten Versklavten wurden in Brasiliens 
Bundesstaat Pará entdeckt. Dort gefährden 

Rodungen und Minen auch den Regenwald stark

Fälle nach BundesstaatenHäufigkeit nach Kommunen
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FÜR RINDER UND ROHSTOFFE
Geografische Schwerpunkte der aus Versklavung Geretteten in Brasilien, 
56.021 Personen, 1995–2021
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M it „Blackbirding“ („Amselfangen“) bezeichnet 
die Geschichtswissenschaft eine im Australien 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verbrei-

tete Praxis, Menschen auf den pazifischen Inseln unter 
Druck zu setzen und zur Arbeit auf Plantagen und in der 
Viehzucht zu zwingen. Europäische Kapitäne brachten 
sie nach Fidschi, Neukaledonien, den damaligen Neuen 
Hebriden (Vanuatu), nach Deutsch-Neuguinea, Samoa 
und Hawaii. Doch der bei Weitem größte Teil war für die 
Kolonie Queensland bestimmt. Zwischen 1863 und 1906 
kamen im Zuge dieses Menschenhandels bis zu 62.475 
Insulaner*innen nach Australien. Diese Berechnung 
basiert allerdings auf der Zahl der Arbeitsverträge und 
nicht auf der der verschleppten Menschen. Tatsächlich 
dürften es weniger gewesen sein, denn viele von ihnen 
pendelten mehrfach zwischen ihren Inseln und Austra-
lien hin und her.

In der Anfangszeit wurden sie vor allem von den Kom-
mandanten der sogenannten Arbeiterschiffe entführt. So 
„rekrutierte“ 1867 die Besatzung eines Schiffs aus Bris-
bane 282 Menschen auf den Neuen Hebriden und den 

Loyalitätsinseln. Um sie gefügig zu machen, wurden sie 
eingeschüchtert und mit Gewalt bedroht, ihre Häuser und 
Ernten niedergebrannt. 

Klagen von Missionaren über diese Entführungen 
und Anschuldigungen, dass im Pazifik ein regelrechter 
Sklavenhandel stattfinde, sorgten für Aufruhr in Großbri-
tannien und in den australischen Kolonien. Die britische 
Regierung forderte die Verwaltung von Queensland auf, 
neue Vorschriften für den Handel mit Arbeitskräften ein-
zuführen. So wurde 1870 gesetzlich vorgeschrieben, dass 
sich Regierungsbevollmächtigte auf den Schiffen befin-
den müssen. Da es zu weiteren Beschwerden kam, wur-
den sie angehalten, die angeworbenen Arbeitskräfte auch 
über die Bedingungen ihres Dienstes zu informieren. 1872 
sah ein neues Gesetz zudem eine Zulassungspflicht für 
Arbeiterschiffe vor und dehnte die britische Rechtspre-
chung auf die pazifischen Inseln aus.

Nach der britischen Annexion der Fidschi-Inseln un-
terstellte eine Novellierung dieses Gesetzes auch die Be-
wohner*innen der anderen Inseln der britischen Krone. 
Die Entführungen ließen daraufhin nach – was auch da-
ran gelegen haben mag, dass die Menschen inzwischen 
besser mit dieser Art des „Handels“ vertraut waren. Zu-
nehmend konnten sie sich auch mit Schusswaffen versor-
gen und so in der Regel sicherstellen, dass ihre Arbeits-
kraft nicht mit Gewalt genommen, sondern ausgehandelt 
wurde. 

Diese Entwicklungen veränderten zum Teil die tradi-
tionelle Interpretation der Geschichtswissenschaft, der 
zufolge der Handel von Queensland durchgängig auf Ver-
schleppung basierte. Unbestritten ist, dass dies in den 
Anfangsjahren üblich war. In späteren Jahren änderte 
sich jedoch die Praxis als eine Folge von Gesetzesände-
rungen und der Erfahrungen, die die Menschen auf den 
Inseln gesammelt hatten.

In der Tat hatten viele schon lange Kontakt zu Euro-
päer*innen gehabt, der bis zu den Anfängen des Sandel-
holzhandels in den 1830er-Jahren zurückreicht. Sie hatten 
auch Gründe, ihre Dienste von sich aus anzubieten, vor 
allem, um Geld zu verdienen. Doch wurden auch weiter-
hin Fälle von Entführungen gemeldet. So waren Schiffe 
aus Queensland in den Jahren 1883 bis 1884 in einen wei-

BLACKBIRDING

MIT ZEITVERTRAG ZUM
ARBEITEN VERSCHLEPPT
Ausgerechnet die nationalistische „Politik  
des weißen Australien“ beendete die 
Anwerbung von Arbeitskräften auf den 
pazifischen Inseln, die Mitte des  
19. Jahrhunderts begonnen hatte und sich zum 
regelrechten Menschenhandel ausweitete.

Für den Einsatz in Queensland holten Schiffskapitäne 
ihre Opfer meist aus Melanesien und Mikronesien, 
für Hawaii und Südamerika aus Polynesien 

HÄSSLICHE SÜDSEE
Herkunfts- und Zielgebiete des Menschenhandels 
in Ozeanien 
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teren Skandal verwickelt, als sie erstmals Arbeitskräfte 
auf den vorgelagerten Archipelen von Ost-Neuguinea re-
krutierten. 

Auch wenn manche Forschungsergebnisse darauf 
hindeuten, dass die Mehrheit der Inselbewohner*innen 
in Queensland nicht gegen ihren Willen oder zumindest 
nicht gegen den Willen ihrer Gemeinschaften für den Ar-
beitsdienst rekrutiert wurde, bleibt noch die Frage, wie 
sie nach ihrer Ankunft in Australien behandelt wurden. 
Auch hier ist zu berücksichtigen, dass sich die vorliegen-
den Berichte auf unterschiedliche Zeiträume beziehen. 
In den frühen Jahren der Plantagenarbeit, in den 1870er- 
und 1880er-Jahren, waren die Arbeitsbedingungen zwei-
fellos hart, doch sie verbesserten sich im Laufe der Zeit. 
Jedenfalls sollen die Bedingungen in Queensland besser 
gewesen sein als auf den deutschen Plantagen auf Sa-
moa, in den französischen Nickelminen von Neukale-
donien oder auf Fidschi. Dennoch verdienten die Insel-
bewohner*innen mit einem Jahreslohn von sechs Pfund 
deutlich weniger als die weißen Arbeitskräfte, und sie 

blieben drei Jahre lang an ihren Herrn gebunden. Die 
Sterberate lag bei ihnen zwischen 1879 und 1886 bei 82 
pro 1.000, sank aber im Zeitraum 1893 bis 1906 auf 35 
pro 1.000. 

Der Handel mit Arbeitskräften endete mit dem Zu-
sammenschluss der sechs australischen Kolonien – New 
South Wales, Victoria, Queensland, South Australia, 
Western Australia und Tasmanien – zum Commonwealth 
of Australia. Im Jahr 1901 verabschiedete das neue Par-
lament ein Gesetz zur Beschränkung der Einwanderung, 
mit dem die sogenannte „Politik des weißen Australien“ 
begann. Ein damit zusammenhängendes Gesetz betraf 
die pazifischen Inseln und verbot ab 1904, dort Arbeits-
kräfte anzuwerben. 1906 wurden alle pazifischen Insel-
bewohner*innen deportiert, mit Ausnahme von ein paar 
Tausend, die schon länger in Australien lebten. 

Über ein Viertel der Rekrutierten starb auf den Farmen 
Nordostaustraliens – oft an Infektionen, Unterkühlung, 

unhygienischer Kleidung und Erschöpfung 

TÖDLICHE VERPFLICHTUNG
Ziele von mehr als 800 Fahrten zu melanesischen Inseln, 
um Arbeiter*innen überwiegend für Farmen in 
Queensland und Fidschi gewaltsam zu rekrutieren, 
1860 bis etwa 1910

Gesamtzahl und 
Tote in Queensland, 
1863–1904, 
Schätzungen

Tote in Queensland, 
je 1.000 Männer, 
16- bis 35-jährig, 1884

Todesursachen 
von 426 Gestorbenen 
in Maryborough 
(1884 –1888) 
und Mackay 
(1867 –1907)
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D ie Expansion des Fischereisektors infolge der welt-
weit wachsenden Nachfrage nach Fisch und Mee-
resfrüchten hat zur Überfischung und damit zu 

einer Dezimierung der Bestände geführt. Ein allgemeiner 
Mangel an Regulierung hat das Problem verschärft. Das 
Risiko extrem ausbeuterischer Arbeitsverhältnisse nimmt 
zu. Dies liegt an den steigenden Kosten, die mit dem Fisch- 
fang über immer größere Entfernungen verbunden sind, 
und an der Absicht, gleichzeitig die Gewinne zu steigern. 
Zwangsarbeit, Schuldknechtschaft und andere Formen 
der Ausbeutung sollen die finanzielle Belastung durch 
Arbeitskräfte senken, die bis zur Hälfte der Gesamtkosten 
der Schiffe ausmachen können. 

Eine Reihe von Enthüllungen über die Ausbeutung 
von Arbeitsmigrant*innen an Bord thailändischer Boote 
lenkte im Jahr 2015 die internationale Aufmerksamkeit 
auf die moderne Sklaverei in diesem Sektor. Die EU-Kom-
mission drohte Thailand sogar mit Handelssanktionen. 
Die Praktiken sind nicht auf die Fischerei eines bestimm-
ten Landes oder in einer bestimmten Region beschränkt. 

Das Risiko solcher Formen der Ausbeutung ist aber auch 
nicht gleichmäßig verteilt. Am höchsten ist es in Asien. 
Dort sind mehr als zwei Drittel der weltweiten Fischerei- 
flotten und 85 Prozent aller in der globalen Fischereiin-
dustrie beschäftigten Arbeitskräfte aktiv. 

Die migrantischen Arbeitskräfte, die unter den extre-
men Bedingungen an Bord von Schiffen leiden, stammen 
in der Regel aus Kambodscha, Indonesien, den Philippi-
nen und Myanmar. Sie berichten von überlangen Arbeits-
zeiten, mangelnder Arbeitssicherheit und erbärmlicher 
Unterbringung, von mangelnder Gesundheitsversorgung, 
ja sogar von Hunger und Durst, von psychischem, phy-
sischem und sexuellem Missbrauch. Teilweise werden 
sie eingesperrt. Manche haben beobachtet, wie Männer 
ermordet oder über Bord geworfen wurden. Die Betreiber 
der Schiffe täuschen, werden gewalttätig und verweigern 
Lohnzahlung und die Rückgabe von Ausweispapieren, 
um die Arbeitskräfte unter Kontrolle zu halten. Fliehen 
können diese nicht, denn sie müssen befürchten, ihren 
Lohn zu verlieren und abgeschoben zu werden.

Im Fischereisektor sind häufig Wanderarbeitende be-
schäftigt. Sie verschulden sich, um an den Job zu kom-
men. Dadurch sind sie besonders häufig von Schuld-

FISCH

AN BORD UND UNTER DECK 
In der kommerziellen Fischerei zeigt  
sich die moderne Sklaverei in Gestalt von 
Zwangsarbeit und Schuldknechtschaft.  
Da sie die meiste Zeit auf See und oft  
in internationalen Gewässern stattfindet,  
sind Kontrollen schwierig. 

„IUU-Schiffe“ werden nachverfolgt, weil sie schwere 
ökologische Schäden verursachen. Sie stehen 

auch besonders unter dem Verdacht der Zwangsarbeit 

„ILLEGAL, UNREGISTRIERT, UNDOKUMENTIERT“ – DIE IUU-FISCHEREI
Top 15 der Schiffsflaggen und Zahl der Fälle 
auf der internationalen Liste von 325 Schiffen 
unter offiziellem IUU-Verdacht, 2021

Die zehn schlechtest platzierten 
Länder im IUU Fishing Index 
aus 40 Faktoren, 2019
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China 3,93

Taiwan 3,34

Kambodscha 3,23

Russland 3,16

Vietnam 3,16

Sierra Leone 3,01

Jemen 2,96

Liberia 2,76
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Taiwan 3
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Sri Lanka 12Indien 11

	Billigflaggen
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knechtschaft betroff en. Viele nehmen die Arbeit an Bord 
von Fischereifahrzeugen freiwillig an, einige werden ge-
täuscht und mit angeblich besserer Bezahlung gelockt. 
Nicht selten gehen beträchtliche Summen vom Lohn ab, 
um die Kosten für Transport, allgemeine Lebenshaltung 
und Notfälle zu decken, sodass den Arbeitskräften nur 
geringe Einnahmen bleiben. 

In vielen Ländern, darunter Litauen, Brunei, Indien, 
Taiwan, Singapur, Ghana, Guinea-Bissau und Norwe-
gen, gelten die nationalen Arbeitsgesetze nicht für Wan-
derarbeitende. Sie genießen daher keinerlei rechtlichen 
Schutz. In Thailand beispielsweise ist es ihnen sogar 
gesetzlich verboten, eigene Gewerkschaften zu gründen. 
Dabei könnte eine starke gewerkschaftliche Vertretung 
dabei helfen, die Zwangsarbeit zu bekämpfen. 

Viele Migrant*innen haben keine Papiere und können 
auch aus diesem Grund häufi g nicht von den bestehen-
den Arbeitsgesetzen profi tieren. Außerdem wissen sie 
wenig über ihre Rechte, schon alleine wegen mangelnder 
Sprachkenntnisse, und sie fürchten sich vor Abschiebung 
oder Strafverfolgung. So werden Vorfälle häufi g nicht ge-
meldet und entsprechend strafrechtlich verfolgt.

Moderne Sklaverei betriff t viele Arbeitsbereiche. Die 
Arbeit im Fischereisektor aber fi ndet vor allem an ab-
geschiedenen Orten statt. Überwachung und Rechts-
durchsetzung sind deswegen kostspielig und logistisch 
schwierig. Erschwerend kommt hinzu, dass eine Viel-
zahl von staatlichen Akteuren – Küsten-, Flaggen- und 

Hafenstaaten sowie die Herkunftsländer der betroff enen 
Arbeitskräfte – involviert sind. Befi nden sich die Schiff e 
auf hoher See, außerhalb der Gerichtsbarkeit eines Staa-
tes, ist noch weniger Aufsicht möglich. Weiter verschärft 
wurde das Problem durch die Corona-Pandemie: Schiff e 
konnten nicht anlegen, die Arbeitskräfte ihr Schiff  nicht 
verlassen, Migrant*innen nicht nach Hause zurückkeh-
ren. Gleichzeitig waren weniger Inspektionen und damit 
Kontrollen möglich. 

Zwei Praktiken erschweren es, die moderne Sklaverei 
zu erkennen: Zum einen werden Fang, Besatzung und 
Vorräte auf See umgeladen, sodass die Schiff e häufi g 
Monate oder sogar Jahre unterwegs sind, ohne Häfen an-
laufen zu müssen und inspiziert werden zu können. Zum 
anderen verwenden Schiff sbetreiber Billigfl aggen und 
lassen ihre Schiff e einfach in einem Staat mit weniger 
strengen arbeitsrechtlichen Vorschriften als denen ihres 
eigenen Landes registrieren. 

Das Bewusstsein aber für die mit diesen Praktiken 
verbundenen Risiken wächst. Die Fischereinationen gera-
ten zunehmend unter internationalen Druck. Und einige 
Regierungen haben nun Maßnahmen ergriff en, um Um-
ladungen und Billigfl aggen zu verbieten oder zumindest 
besser zu regulieren. 

Zwischen 57.000 und 100.000 Menschen 
könnten auf „Hochrisikoschiff en“ 

beschäft igt sein – überwiegend in Asien 

MIT SATELLITEN GEGEN ZWANGSARBEIT
Fischfangschiffe mit Bewegungsmustern, die auf moderne Sklaverei hinweisen („Hochrisikoschiffe“)*, 
aus weltweit 16.261 überwachten Schiffen der industrialisierten Fischerei

Anzahl der Hochrisikoschiffe
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Anteil der Hochrisikoschiffe an der jeweiligen Flotte, in Prozent
*„Hochrisikoschiffe“: Hilfsorganisationen 
bewerteten 27 automatisch von Satelliten 
registrierte Muster, u. a. Fahrtdauer 
und Umladungen auf See, angelaufene 
und vermiedene Häfen, Fangdauer bei 
Sturm, unterbrochene/ausgeschaltete 
Funkortung und Fahren unter Billigflagge
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D ie moderne Sklaverei auf den Baustellen für 
Mega-Sportereignisse ist in den Fokus der Öf-
fentlichkeit gerückt. Sie sorgt dafür, dass eine 

Bauindustrie überhaupt funktionieren kann, und ist ein 
integraler Bestandteil dieser Branche geworden. Schuld-
knechtschaft, die weltweit am häufigsten anzutreffende 
Form der modernen Sklaverei, ist auch in den Ziegelbren-
nereien Asiens weitverbreitet. Allein in Kambodscha ar-
beiten 10.000 Männer, Frauen und Kinder in rund 450 Be-
trieben, um die Nachfrage für den aktuellen Bauboom zu 
decken. Das Baugewerbe ist nach dem Bekleidungssektor 
der zweitwichtigste Wachstumsmotor des Landes. 

Wie die Mehrheit in der Industrie sind auch die Arbeits-
kräfte in den Ziegeleien hauptsächlich Binnenmigrant*in-
nen. In erster Linie stammen sie aus überschuldeten klein-
bäuerlichen Familien, oder es sind Arbeiter*innen aus den 
ländlichen Gebieten. Wegen der durch den Klimawandel 
häufiger gewordenen Überschwemmungen und Dürren, 
aber auch zur Unterstützung bei der medizinischen Ver-
sorgung sind Mikrokredite dort inzwischen üblich. Ver-
langt werden meist hohe Zinsen und die Darlehensbeträge 
steigen, was die Mikrofinanzinstitute zu einer immer laxe-

ren Kreditvergabe veranlasst. Die kleinbäuerlichen Famili-
en müssen erhebliche Zinszahlungen unabhängig davon 
leisten, ob ihre Ernten erfolgreich waren oder nicht. 

Bei Missernten oder bei Krankheiten haben manche 
irgendwann keine andere Wahl, als Kredite von Ziegelei-
en anzunehmen, um die Mikrokredite zurückzuzahlen. In 
der Folge sind sie und oft auch ihre gesamten Famllien 
gezwungen, sich zu sehr niedrigen Löhnen in den Ziegel-
brennereien zu verdingen, um ihre Schuldverpflichtungen 
gegenüber dem Ziegelfabrikanten über Jahre und sogar 
Generationen hinweg abzuarbeiten. Selbst Zwölfjährige 
müssen schon bei der Ziegelherstellung mitarbeiten. Die 
Arbeitskräfte dürfen das Fabrikgelände in der Regel nicht 
verlassen. Wer versucht zu fliehen, wird meistens verhaf-
tet und zurück zur Fabrik gebracht. Diese Schuldknecht-
schaft stellt einen klaren Verstoß gegen nationale Gesetze 
wie auch gegen internationale Menschenrechtsabkom-
men dar, die Kambodscha unterzeichnet hat.

Die Arbeitsprozesse sind gefährlich und kräftezeh-
rend. Erwachsene wie Kinder müssen große Klumpen 
nassen Tons mit Hacken aufbrechen, Schmutz und Steine 
entfernen und in die rotierenden Metallformen der Ma-
schinen pressen, mit denen die Ziegel geformt werden. 
Diese müssen anschließend zum Trocknen gestapelt und 
die bereits getrockneten in die Öfen geschleppt werden. 
Nach dem Brennen werden die Ziegel zum Abkühlen wie-

KAMBODSCHA

SCHULDKNECHTE AM ZIEGELOFEN
Die moderne Sklaverei ist im Baugewerbe 
auf der ganzen Welt weitverbreitet. In 
Kambodscha findet ein wahrer Boom auf 
dem Rücken der in Ziegelbrennereien 
ausgebeuteten Menschen statt. Viele sind 
infolge von Mikrokreditprogrammen in 
Schuldknechtschaft geraten.

Vor allem Textilfirmen aus Thailand und 
Vietnam investieren in Kambodscha. Hier sind 
die Löhne noch niedriger als im eigenen Land

VERLÄNGERTE WERKBANK FÜR DIE NACHBARN
Eckdaten Kambodschas im internationalen Vergleich

Bevölkerung 2020, 
geschätzt

Wirtschaftsleistung 
pro Kopf 
nach Kaufkraft, 
vor und in 
der Pandemie, 
in US-Dollar

Prozent der 
Bevölkerung in
mehrdimensionaler 
Armut
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der herausgetragen und mit Schubkarren zu den Lastwa-
gen der Händler gebracht, die sie zu den Baustellen in 
Phnom Penh und anderswo transportieren.

Die Brennöfen werden üblicherweise mit Holz befeu-
ert, das im Norden des Landes oft illegal geschlagen wird. 
Um nicht entdeckt zu werden, laden die Arbeitskräfte 
die Stämme nachts ab. Auch Textilabfälle aus Kambod-
schas wichtigster Exportindustrie, die die europäischen 
Fast-Fashion-Handelsketten beliefert, werden in den 
Öfen verbrannt. 

Die Arbeiter*innen, die das Feuer schüren, haben kei-
ne Masken und müssen sich mit einem Tuch über Mund 
und Augen begnügen. Die Bekleidungsabfälle enthalten 
oft giftige Chemikalien wie Chlorbleiche, Formaldehyd 
und Ammoniak, in den Textilfarben sind auch Schwerme-
talle, PVC und Harze enthalten. Die oft wochenlangen Ver-
brennungsprozesse greifen die Atemwege und allgemein 
die Gesundheit all derer an, die auf dem Fabrikgelände 
leben und arbeiten. Auch sonst leiden die Arbeitskräfte 
unter allen denkbaren Verletzungen und chronischen 
Gesundheitsproblemen. Diese Arbeitsbedingungen, das 
Leben in kleinen Wellblechhütten nur wenige Meter von 
den Brennöfen entfernt, unsichere Maschinen, extreme 
Temperaturen, Ziegelstaub, der giftige Rauch und Über-
arbeitung tragen gemeinsam zu den gesundheitlichen 
Problemen bei.

In der Trockenzeit können manche der Arbeitskräf-
te auf diese Weise trotz niedriger Löhne und schlechter 
Bedingungen immerhin ein bisschen Geld verdienen. In 
der Regenzeit herrschen jedoch andere Bedingungen: 
Da die wenigstens Ziegeleien überdacht sind, müssen 
die Arbeiter*innen die zum Trocknen ausgelegten Ziegel 
abdecken, damit ihre Qualität nicht beeinträchtigt wird. 
Starke Regenfälle können dennoch die Produktion vorü-
bergehend zum Stillstand bringen. Da es den Arbeitenden 
nicht erlaubt ist, das Gelände zu verlassen, um anderswo 
Geld zu verdienen, müssen sie sich vom Ziegeleibesitzer 
manchmal weiteres Geld leihen, um während dieser Zeit 
ihre täglichen Ausgaben zu bestreiten.

Alternativen zur Arbeit in den Ziegeleien gibt es kaum, 
Arbeitslosigkeit und Armut prägen die ländlichen Gebie-
te Kambodschas. Gleichwohl ist unter den verschiedenen 
Möglichkeiten, die Migrant*innen sowohl innerhalb als 
auch außerhalb der Landesgrenzen haben, die Arbeit in 
den Ziegeleien besonders unbeliebt und gefürchtet. Sie 
wird schlecht bezahlt, treibt Arbeitskräfte in die Verschul-
dung und ist nur unter schwierigen und gefährlichen Be-
dingungen zu leisten. 

Anderswo bedeutet künstliche Bewässerung 
hohe Wertschöpfung. In Kambodscha 

ist es oft ein Zeichen für schlechtes Land

MIT SCHLECHTEN ERNTEN FÄNGT ES AN
Kapitalkraft durch die Ziegelproduktion, Kreditabhängigkeit und Armut

Bewässerung der Felder mit Brunnen und Pumpen als Armuts- und Schuldenproblem
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D ie Zahl der nordkoreanischen Arbeitskräfte im 
Ausland hat in den vergangenen Jahrzehnten 
stark zugenommen, Schätzungen reichen von 

50.000 bis 200.000 Personen. Die im Dezember 2019 in 
Kraft getretenen UN-Sanktionen beendeten diese Praxis 
zwar formell, doch setzten Länder wie China, Russland 
oder die Golfstaaten die Sanktionen nicht oder nur teil-
weise um. Nordkoreanische Vertragsarbeitskräfte werden 
oft in Länder geschickt, die traditionell enge Beziehungen 
zum nordkoreanischen Staat unterhalten, wie China oder 
Polen. Insgesamt haben sie jedoch schon in mehr als 40 
Ländern gearbeitet oder tun es noch, am häufigsten in 
China, Russland, einigen afrikanischen und nahöstlichen 
Staaten, in der Mongolei und der EU.

Ein entscheidendes Element ist dabei, dass die Ar-
beitsaufenthalte von Anfang bis Ende – also ab Auswahl, 
gegebenenfalls Ausbildung und Entsendung bis zur Be-
schäftigung und Rückführung – staatlich kontrolliert 
werden. Das Vorgehen ähnelt einem staatlich organisier-
ten Menschenhandel. Auch wenn die Arbeitskräfte oft 
freiwillig ins Ausland gehen, so basiert ihre Entscheidung 
doch im Allgemeinen auf betrügerischen Informationen 

darüber, was von ihnen erwartet wird, wie viel sie verdie-
nen oder welche Rechte sie im Gastland haben. 

Im Gastland angekommen, können sie keinerlei An-
forderungen zurückweisen. Ungehorsam oder gar Flucht-
versuche führen zur Bestrafung vor Ort und später zu 
Hause, wo auch ihre Familien in Gefahr sind. Die Pässe 
werden bei der Ankunft eingezogen und häufig in der 
nordkoreanischen Botschaft aufbewahrt. Die Arbeitskräf-
te haben weder einen individuellen Arbeitsvertrag noch 
ein Bankkonto, obwohl beides etwa in der EU gesetzlich 
vorgeschrieben ist. 

Auch wenn sich die Bedingungen im Einzelnen un-
terscheiden, so folgen doch alle Arbeitseinsätze, ob in 
Berlin, Dandong oder Dakar, dem gleichen Muster. Der 
Hauptgrund für die Beschäftigung von nordkoreanischen 
Arbeitskräften ist, dass sie weit unter den im jeweiligen 
Land üblichen Löhnen arbeiten. In Polen etwa wird dies 
von Schiffswerften ausgenutzt, die Schweißer aus der De-
mokratischen Volksrepublik einstellen. 

Der mit einer nordkoreanischen Vermittlungsagentur 
vereinbarte Lohn entspricht nie der Summe, die den Ar-
beitskräften ausgezahlt wird. Bis zu 90 Prozent der Löhne 
werden einbehalten – oder sogar 100 Prozent wie in Ku-
wait. 2016 führte das zu so viel Unruhe unter den nord-
koreanischen Arbeitskräften, dass sie eiligst nach Hau-
se zurückgeschickt wurden. Zum größten Teil gehen die 

NORDKOREA

DER STAAT ZWINGT ZUR ARBEIT
Nordkorea entsendet Arbeitskräfte in 
zahlreiche Länder. Die Praktiken entsprechen 
dabei in vielerlei Hinsicht einem staatlich 
organisierten Menschenhandel. Das 
System verbindet hohe Einnahmen für den 
nordkoreanischen Staat mit maximaler 
Kostenersparnis für die Arbeitgeber.

UN-Sanktionen isolieren das ohnehin verschlossene 
Nordkorea immer stärker. Die wirtschaftliche 

Lage kann nicht mehr eingeschätzt werden

Indien

ARM UND HUNGRIG
Eckdaten Nordkoreas im internationalen Vergleich

Bevölkerung 2020, 
geschätzt

Wirtschaftsleistung 
pro Kopf 
nach Kaufkraft, 
vor und in 
der Pandemie, 
in US-Dollar

Hunger: Punkte 
und Bewertung 
gemäß 
Welthungerindex

0 = keinerlei Hunger
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einbehaltenen Summen direkt an den nordkoreanischen 
Staat, teils aber auch widerrechtlich an die Verantwort-
lichen vor Ort. Interviews mit ehemaligen nordkoreani-
schen Arbeitskräften belegen ihre prekären Lebensbedin-
gungen im Gastland. Die meisten konnten auch keinerlei 
Ersparnisse für ihre Rückkehr zurücklegen. 

Ein weiterer Grund, warum nordkoreanische Arbeits-
kräfte für Arbeitgeber attraktiv sind, sind ihre extrem lan-
gen Arbeitszeiten. Zwölf-Stunden-Arbeitstage sind normal 
und werden oft auf 15 bis 16 Stunden verlängert. Überstun-
den werden nicht gesondert vergütet. Der Wunsch nach 
Kostenersparnis zeigt sich auch bei den Werkzeugen, der 
Schutzkleidung und den sonstigen Arbeitsbedingungen. 
Beispielsweise hatten die beim Bau der Gazprom-Arena 
in St. Petersburg eingesetzten nordkoreanischen Arbeits-
kräfte weder Sicherheitsschuhe noch Schutzhelme. 

In Nordkorea hat sich mittlerweile herumgesprochen, 
dass die Arbeit im Ausland die Rückkehr in einem Sarg 
bedeuten kann. Nach dem Bericht einer UN-Untersu-
chungskommission über Menschenrechtsverletzungen 
in der Volkrepublik verbesserte sich die Situation ab 2014 
etwas. Doch auch danach stand in den polnischen Werf-
ten keine geeignete Sicherheitsausrüstung zur Verfügung. 
Ein nordkoreanischer Arbeiter kam dort durch schwere 
Verbrennungen ums Leben.

Die Beschäftigung von nordkoreanischen Arbeits-
kräften wird typischerweise über Subunternehmen abge-
wickelt, häufig Joint Ventures zwischen staatlichen Ver-
tretern der Volksrepublik und lokalen Geschäftsleuten. 

Niedriglöhne, maximale Einsparungen bei Unterkunft, 
Verpflegung und Arbeitssicherheit sowie die Ausbeutung 
der Arbeitskräfte durch überlange Arbeitszeiten sind der 
Kern dieses Systems, das hohe Einnahmen für den nord-
koreanischen Staat mit möglichst geringen Kosten für den 
Arbeitgeber im Gastland kombiniert. Trotz kleinerer Un-
terschiede zwischen den einzelnen Einsatzorten sind die-
se Kernelemente überall vorhanden. Ohne sie würden die 
Arbeitskräfte im Ausland an Attraktivität verlieren. Denn 
in den meisten Fällen sind sie nicht wegen ihres Fach-
wissens begehrt – mit wenigen Ausnahmen wie bei der 
Errichtung großer Bronzedenkmäler –, sondern weil sie 
viel billiger sind als andere Arbeitskräfte und keine Arbeit 
ablehnen können. 

Die entscheidende Rolle bei diesen Praktiken spielt der 
nordkoreanische Staat. Zwar werden die Arbeitseinsätze 
von verschiedenen Stellen, insbesondere Unternehmen, 
Ministerien oder Militäreinrichtungen, organisiert und 
überwacht, die Anweisung zur Entsendung von Arbeits-
kräften geht jedoch von der Regierung aus, ebenso wie 
die administrativen Vorbereitungen und die Kontakte zu 
den Gastländern. Die Regierung wählt auch die zu entsen-
denden Arbeitskräfte aus, legt die Vertragsbedingungen  
fest – und streicht schließlich die so erwirtschafteten 
Gelder ein. 

Auf dem Bau und in der Landwirtschaft, 
aber auch im IT-Sektor und in Krankenhäusern waren 

oder sind Nordkoreaner*innen beschäftigt

RECHTELOSE WERDEN GERN GENOMMEN
Länder mit Arbeitskräften aus Nordkorea, 
2005–2020, Auswahl
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Uruguay – 2016 
arbeiteten rund 90 
Nordkoreaner*innen 
auf uruguayischen 
Fischerbooten.

Polen – Als die UN im Dezember 2017 Sankti-
onen gegen Nordkorea verhängten, arbeiteten 
rund 450 Nordkoreaner*innen im Bausektor, 
im Schiffbau, in Fabriken und in der Landwirt-
schaft des EU-Landes. Alle verließen Polen 
bis zur Deadline im Dezember 2019.

Russland – Die Zahl der Nordkoreaner*innen sank 
von 30.000 im Jahr 2017 auf 11.500 im Jahr 2019. Der 
seitherige deutliche Anstieg von Studierenden- und 
Touristenvisa löste Vermutungen über ersatzweise 
illegale, von Behörden ignorierte Beschäftigung aus. 

China – 2019 kündig-
te China die Repatri-
ierung von mehr als 
der Hälfte der 50.000 
im Land befindlichen 
Nordkoreaner*innen 
an. Viele sollen mit 
anderen Visa im 
Land geblieben sein.

Malta – Bis 2016 arbeiteten 
mehrere Dutzend Nordkorea-
ner*innen auf dem Bau und in 
Kleiderfabriken des EU-Landes.

Katar – 2.500 Nord-
koreaner*innen 
waren 2016 auf 
dem Bau beschäf-
tigt und sollen bis 
2019 das Land 
verlassen haben.

Bangladesch – 
Das Land berich-
tete nicht an den 
UN-Sicherheits-
rat, wie sich die 
Zahl nordkorea-
nischer Arbei-
ter*innen im Land 
entwickelte.

Uganda – Nordkoreanische Mi-
litärausbilder sollen auch nach 
2019 im Land geblieben sein.

Nordkorea
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I m Jahr 1980 unterzeichnete Afghanistan das Über-
einkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau. Demnach 

haben Männer und Frauen das gleiche Recht, eine Ehe 
einzugehen und den Ehepartner oder die Ehepartnerin 
frei zu wählen (Artikel 16). 2003 ratifizierte die Regierung 
in Kabul die Frauenrechtskonvention. Seitdem sind noch 
einmal rund zwei Jahrzehnte vergangen, und trotz stän-
diger Bemühungen von Nichtregierungsorganisationen 
und anderen Akteuren kommt es in Afghanistan nach 
wie vor zu Zwangsehen. Kulturelle Gründe werden oft als 
Erklärung angeführt, doch bei näherer Betrachtung wird 
deutlich, dass das Problem komplexer ist. 

Als Zwangsehe gilt jede Ehe, zu der eine oder beide 
Parteien nicht ihre volle und freie Zustimmung gegeben 
haben. Schätzungen gehen davon aus, dass der Anteil 
der Kinder- und Zwangsehen in Afghanistan bei 60 bis 80 
Prozent liegt. Nach internationalem Recht können Kinder 
einer Heirat nicht zustimmen, sodass eine Kinderehe per 
Definition auch eine Zwangsehe ist. Einer Erhebung des 
nationalen Statistikamts über die Lebensbedingungen in 
Afghanistan in den Jahren 2016 bis 2017 zufolge waren 
4,2 Prozent der 20- bis 24-Jährigen vor dem 16. Lebens-
jahr und 28,3 Prozent vor dem 18. Geburtstag verheiratet 

worden. Im Vergleich zu älteren Jahrgängen gingen die 
Zahlen zwar zurück, doch immer noch ist der Anteil der 
Kinder- und Zwangsehen sehr hoch. 

Dass sie noch so verbreitet sind – dazu tragen meh-
rere traditionelle Praktiken bei, insbesondere die Heirat 
zur Schuldentilgung und zur Konfliktlösung (bad) sowie 
der Brauttausch zur Vermeidung der Brautgabe (badal). 
Selbst wenn die Beteiligten formal einwilligen, können 
die finanziellen oder sozialen Begleitumstände doch ei-
ner Nötigung gleichkommen. Bei einer Bad-Ehe wird 
beispielsweise eine Tochter in eine andere Familie ver-
heiratet, nachdem ein Verwandter von ihr ein schweres 
Verbrechen gegen die Familie des künftigen Ehemanns 
begangen hat. Sie hat in dieser Angelegenheit kaum eine 
Wahl. Darüber hinaus gerät sie in eine Situation, in der 
sie für das begangene Verbrechen verantwortlich ge-
macht werden kann und der Gnade ihrer Schwiegereltern 
völlig ausgeliefert ist.

Solche Ehen sind eine der Folgen einer patriarcha-
lischen Gesellschaft. In einer Umfrage des UN-Kinder-
hilfswerks Unicef gaben fast 80 Prozent der befragten 
Frauen, die vor ihrem 18. Geburtstag verheiratet wurden, 
ihren Vater als den Hauptverantwortlichen an. Aber auch 
hier ist die Lage komplexer. Dieselbe Studie ergab, dass 
männliche Verwandte oft auch die größten Gegner von 
Kinderehen sind. Die Entscheidung für eine Kinderheirat 
ist zudem nicht unbedingt von einem Patriarchen abhän-

AFGHANISTAN

KINDEREHEN IM PATRIARCHAT
Afghaninnen, die – häufig schon als Kinder – 
in die Ehe gezwungen werden, leben meist 
in völliger Abhängigkeit von der Familie ihres 
Mannes. Zwangs- und Kinderehen machen  
bis zu 80 Prozent allerEheschließungen aus.  
Hilfe für die Betroffenen gibt es kaum. 

Rund die Hälfte der Bevölkerung Afghanistans 
sind Kinder, meist in großen Haushalten 

lebend und mit schlechtem Zugang zu Bildung

LAND DER KINDER
Eckdaten Afghanistans, Demografie und Bildung, 2015 Schulbesuch der Kinder

Bevölkerung Haushalte

Anteil der 
Frauen in 
polygamen 
Haushalten

Anteil 
der Kinder 
unter
15 Jahren
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gig, sondern kann auch die Meinung anderer Familien-
mitglieder und mitunter sogar die der betroffenen Kinder 
berücksichtigen. 

Die von den befragten Familien aufgeführten Gründe 
für eine Zwangsheirat reichen von traditionellen sozia-
len und kulturellen Normen bis hin zu finanziellen und 
Sicherheitsfragen, speziell bei Kinderehen. Sie sind vor 
allem in ländlichen und ärmeren Haushalten verbreitet, 
doch korreliert die Häufigkeit nicht direkt mit der Höhe 
des Einkommens und der Verschuldung. Wirtschaftliche 
Gründe können also nicht als alleinige Erklärung her-
halten. Die Geschichten Betroffener zeigen, welch hohe 
Bedeutung externer Druck hat. Dazu gehören Machtmiss-
brauch, die Androhung, die Adresse der Familie an be-
waffnete Gruppen weiterzugeben, oder auch Drohungen 
der potenziellen Schwiegereltern. 

Da das Land schon vor der Machtübernahme der Tali-
ban über kein starkes Justizsystem verfügte, das auf Fälle 
von Zwangsehen reagieren könnte, finden viele Frauen 
kaum Unterstützung, insbesondere wenn ihre Familien 
die Heirat unbedingt wollten. Das gesetzliche Heiratsalter 
für Frauen liegt in Afghanistan bei 16 Jahren, was manche 
Kinderehe legalisiert. Die Gesetze über Ehebruch (zina) 
wurden sogar zur strafrechtlichen Verfolgung mancher 
Frauen eingesetzt, die vor Zwangsehen geflohen sind, vor 
allem in Fällen, bei denen es um sexuelle Ausbeutung 
ging. Laut dem afghanischen Strafgesetzbuch von 1976 ist 
Bad sehr wohl strafbar. Doch an der Umsetzung der beste-
henden Gesetze über Zwangsehen hapert es.

Das Gesetz zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen 
von 2009 erklärt Kinder- und Zwangsehen für illegal, eine 
begrüßenswerte Entwicklung. Umstritten und nur per 
Präsidialdekret verabschiedet, ist es seither weder voll-
ständig ins Gesetzbuch übernommen worden noch wird 
es in die Praxis umgesetzt. Ein UN-Report über Gewaltver-
brechen gegen Frauen und Mädchen im Zeitraum 2018 bis 
2020 ergab, dass nur die Hälfte der gemeldeten Fälle vor 
Gericht landete. Das afghanische Rechtssystem bürdet 
den betroffenen Frauen eine erhebliche Verantwortung 
bei der Beweisführung auf, was bedeutet, dass die meis-
ten Fälle wahrscheinlich nicht angezeigt werden. 

In den vergangenen 20 Jahren gab es langsame, aber 
stetige Fortschritte bei der Bekämpfung der Zwangsehen. 
Aber die aktuelle Situation gibt wenig Anlass zu Hoff-
nung. Schon die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
ließen aufgrund der Tradition von Zwangsheiraten eine 
Verschlechterung der Situation befürchten – Unicef und 
andere Organisationen haben auf die Gefahr hingewiesen, 
dass Kinderehen weltweit zunehmen, weil die Krise die 
finanzielle Lage der Familien verschlechtert. Der Zugang 
von Frauen und Mädchen zu Bildung und Beschäftigung 
ist bereits stark eingeschränkt. Außerdem kommt es glaub-
würdigen Berichten zufolge in einigen Landesteilen bereits 
zu erzwungene Heiraten mit Taliban-Kämpfern.  

Heiratsregister werden in Afghanistan 
kaum geführt. Umfragen bei den Betroffenen 

bringen genauere statistische Ergebnisse

KINDEREHEN ÜBERALL
Umfragen zur Verheiratung von Kindern und jungen Frauen 
in Afghanistan, 2011 bis 2017

Heiratsalter befragter Frauen

Verteilung des Heiratsalters 
von 215 befragten Frauen 
unter 23 Jahren

Heiratsgründe,
Angaben für 215 Frauen 
unter 23 Jahren
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17,3 % wurden im Alter 
von 15 bis 19 Jahren verheiratet.

34,8 % der 20- bis 24-Jährigen 
waren bereits mit 18 verheiratet.

17 % wurden verheiratet, 
bevor sie 15 Jahre alt waren.

8,8 % der 20- bis 24-Jährigen 
waren bereits mit 15 verheiratet.

Mehrfachnennungen möglich
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I m Libanon arbeiten nach Schätzung des Arbeitsmi-
nisteriums 250.000 ausländische Hausangestellte. Die 
meisten von ihnen sind Frauen aus afrikanischen und 

asiatischen Ländern. Trotz dieser gemessen an der Bevöl-
kerungsgröße hohen Zahl schließt das libanesische Ar-
beitsgesetz nach Artikel 7 Hausangestellte ausdrücklich 
von seiner Zuständigkeit aus und verweigert ihnen damit 
jeglichen Schutz, auf den andere Arbeitnehmer*innen 
Anspruch haben, darunter Mindestlohn, eine Begrenzung 
der Arbeitszeit, einen wöchentlichen Ruhetag, Überstun-
denvergütung und Vereinigungsfreiheit. 

Stattdessen wird ihr Status im Libanon durch das 
System der Kafala (Bürgschaft) geregelt, ein restriktives 
Immigrationsregime mit eigenen Gesetzen, Vorschriften 
und traditionellen Praktiken. Es bindet die Aufenthalts-
berechtigung an den Arbeitgeber, den „Bürgen“. Ohne 
dessen Zustimmung dürfen die Hausangestellten ihren 
Arbeitsplatz nicht verlassen oder wechseln. Wer es den-
noch wagt, riskiert den Verlust des Aufenthaltsrechts und 
muss mit Inhaftierung und Abschiebung rechnen. 

Die strikte Kontrolle über das Leben der Arbeitneh-
mer und vor allem Arbeitnehmerinnen durch das Kafa-
la-System hat zu zahlreichen Fällen von Menschenhan-
del, Zwangsarbeit, Ausbeutung und Missbrauch geführt. 

Human Rights Watch und lokale Organisationen doku-
mentieren regelmäßig, dass Löhne nicht gezahlt, die An-
gestellten eingesperrt und Ausweispapiere einbehalten 
werden. Außerdem berichten sie von überlangen Arbeits-
zeiten sowie verbalem, körperlichem und sexuellem Miss-
brauch. In der anhaltenden Wirtschaftskrise im Libanon 
und insbesondere während der Corona-Pandemie haben 
die Übergriffe auf ausländische Hausangestellte zuge-
nommen. Die Internationale Arbeitsorganisation warnt, 
dass diese Menschen im Libanon heute Bedingungen 
ausgesetzt sind, die „das Risiko, in Zwangs- oder Schuld-
knechtschaft zu geraten, stark erhöhen“. 

Da während der Pandemie ganze Familien zu Hause 
sind und die Kinder nicht zur Schule gehen, müssen die 
Hausangestellten länger arbeiten, oft auch an den Ruhe-
tagen. Eine solche Überlastung hat schon viele von ihnen 
in die völlige Erschöpfung, Krankheit, Depression und 
manche in den Suizid getrieben. Laut einer Studie von 
Human Rights Watch aus dem Jahr 2008 stirbt jede Woche 
eine Hausangestellte eines unnatürlichen Todes, wobei 
Suizid und Fluchtversuche die häufigsten Todesursachen 
sind. Bis heute berichten Medien immer wieder über sol-
che Todesfälle. 

Als die Landeswährung an Wert verlor und die Inflati-
on zunahm, wälzten viele Arbeitgeber zudem die Last der 
Krise auf ihre Beschäftigten ab und kürzten deren Löhne –  
sofern sie sie überhaupt bezahlten. Hunderte von Ange-
stellten wurden von ihren Arbeitgebern vor den Konsu-
laten oder Botschaften abgeladen, oft ohne Geld, Pässe 
und Habseligkeiten und ohne Rückflugtickets in ihre 
Heimatländer. In einem Fall hat ein Arbeitgeber eine ni-
gerianische Hausangestellte auf einer Facebook-Seite für 
Second-Hand-Angebote von Möbeln oder Kleidung „zum 
Verkauf“ offeriert. Medienberichten zufolge wurde der 
Arbeitgeber nach Protesten der nigerianischen Behörden 
immerhin wegen Menschenhandels verhaftet. 

Die libanesische Justiz bietet weder den Hausange-
stellten Schutz noch zieht sie Arbeitgeber zur Rechen-
schaft, wenn sie deren Grundrechte verletzen. Es fehlen 
zugängliche Beschwerdeverfahren, die Visapolitik ist 
restriktiv. All das hält viele Hausangestellte von Kla-
gen gegen ihre Arbeitgeber ab. Selbst wenn sie Anzei-
ge erstatten, behandeln Polizei und Justiz bestimmte  
Misshandlungen von Hausangestellten nicht als Straf-
taten. 

LIBANON

MIT DEM RÜCKEN ZUR WAND
Hausangestellte im Libanon genießen 
nicht den Schutz des Arbeitsgesetzes. Das 
traditionelle Kafala-System schafft  
stattdessen Bedingungen, die teilweise  
einer modernen Sklaverei gleichkommen. 

Nicht nur die Ausbeutung von Hausmädchen, auch 
Kinderehen sind Menschenrechtsverstöße,
bei denen die libanesische Regierung untätig bleibt

KINDEREHEN – EIN MAKEL IM VERGLEICH
Mindestheiratsalter für Mädchen und junge Frauen 
bei Befürwortung der Eltern
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Im Libanon, einem Land ohne Zivilehe, regeln Gremien 
der zahlreichen Religionen die Heiratsangelegenheiten. 

Iran 13Irak 18

Ägypten 18

Syrien 18

Türkei 17

Israel 18

Jordanien 18

Palästina 18

Libanon 15

Zypern 16

Saudi-Arabien 18
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Durch die Wirtschaftskrise verringert sich die Zahl der 
Haushalte, die sich ausländische Arbeitskräfte leisten 
können. Doch Anwerbeagenturen bringen immer noch 
Frauen aus Ländern wie Sri Lanka und Kamerun in den 
Libanon, ohne sie über die tatsächliche Situation im Land 
zu informieren. Da die Angestellten ihre Stellen nicht ver-
lassen und nach Hause zurückkehren können, laufen sie 
umso mehr Gefahr, in Zwangsarbeit zu geraten. 

Trotz jahrelanger Kampagnen von Menschenrechts-
gruppen und Organisationen von Hausangestellten, die 
das Kafala-System abschaffen wollen, halten die libanesi-
schen Behörden bis heute daran fest. Für viele Beteiligte 
ist es ein lukratives Geschäft, mit dem jährlich mehr als 
100 Millionen US-Dollar verdient werden. Allein die Per-
sonalvermittlungsagenturen, von denen viele beschuldigt 
werden, dem Missbrauch von Arbeitskräften, der Zwangs-
arbeit und dem Menschenhandel Vorschub zu leisten, 
erwirtschaften einer Untersuchung zufolge jährlich  
57,5 Millionen US-Dollar. 

Es waren dann auch diese Agenturen, die erfolgreich 
die Einführung eines Standardvertrags per Gesetz für 
ausländische Hausangestellte blockierten, der wichti-
ge Schutzklauseln gegen Zwangsarbeit enthalten sollte. 
Das oberste Verwaltungsgericht des Libanon verzichtete 
darauf, diesen Standardarbeitsvertrag in Hinblick auf 
die völkerrechtlichen Verpflichtungen des Landes zu 

prüfen. Es entschied stattdessen, dass er den Interessen 
der Agenturen „schweren Schaden“ zufügen würde. Das 
Kafala-System und der Ausschluss von Hausangestellten 
von den Bestimmungen des libanesischen Arbeitsrechts 
bedeuten jedoch einen klaren Verstoß gegen die internati-
onalen Menschenrechtsverträge und Arbeitsnormen, die 
der Libanon unterzeichnet hat – einschließlich der Ab-
schaffung der Zwangsarbeit.  

Auch wenn die Untersuchung etwas älter ist, 
lässt sie die Schutzlosigkeit der Hausangestellten und 

deutliche Unterschiede nach Herkunft erkennen

Wer einen Lohn zum offiziellen Lira-Kurs erhält 
und sich dagegen nicht wehren kann, hat kaum 

noch Dollars für die Familie im Heimatland übrig 

LEICHTES SPIEL MIT ABHÄNGIGEN FRAUEN
Ergebnisse einer Befragung von 1.541 Hausangestellten in Beirut und im Libanongebirge, nach Nationalität, 2014*

	� konnte ihren  
libanesischen  
Arbeitsvertrag  
selbst lesen

	� Arbeitgeber  
behält Pass  
gegen ihren  
Willen ein
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* Ansprache erfolgte in Abwesenheit ihrer Arbeitgeber an Treffpunkten wie Kirchen, Märkten und Geldtransferbüros 
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WENIGER GELD FÜR ZUHAUSE
Überweisungen von ausländischen Beschäftigten 
aus dem Libanon und Wechseltkurse der Lira
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D ie überwiegende Zahl von Zwangsprostituierten in 
Europa kommt aus ost- und südosteuropäischen 
Ländern. Ein Land ragte dabei in den vergangenen 

zweieinhalb Jahrzehnten besonders heraus: die Republik 
Moldau. Zwangsprostituierte sind fast ausnahmslos jun-
ge Frauen, zu einem kleineren Teil auch minderjährige 
Mädchen. Sie kommen oft aus ländlichen Gegenden Mol-
daus, stammen aus armen, häufig verwahrlosten Verhält-
nissen oder getrennten Familien und sind meistens nur 
wenige Jahre zur Schule gegangen. Sie werden mit dem 
Versprechen ins Ausland gelockt, gut bezahlt als Baby-
sitterinnen, Kellnerinnen oder Pflegerinnen zu arbeiten; 
Zielländer sind unter anderem Deutschland, Italien, 
Spanien und die Türkei. Dort werden sie zur Prostitution 
gezwungen und stehen unter permanenter Bewachung. 
Damit sie nicht fliehen können, werden ihnen auch ihre 
Ausweisdokumente abgenommen.

Um das Jahr 2000 herum gab es in Moldau viele Tau-
send Fälle von Zwangsprostitution. Wegen öffentlicher 
Aufklärungskampagnen und hoher Strafen für Men-
schenhändler und Zuhälter sind diese Zahlen seit einigen 
Jahren deutlich rückläufig. Das Land verzeichnete 2019 
noch 52 Fälle und im Folgejahr 24 Fälle von polizeilich 
dokumentierter Zwangsprostitution. Behördenangaben 
zufolge könnte die Dunkelziffer allerdings weit höher lie-
gen.

In der Tschechischen Republik führt nicht Armut, son-
dern steigender Wohlstand dazu, dass sklavenähnliche 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse zunehmen. Im Niedrig-
lohnsektor des Landes gibt es viel zu wenig Arbeitskräfte, 
Menschen aus ärmeren EU-Staaten wie Rumänien oder 
Bulgarien aber zieht es wegen des höheren Lohnniveaus 
eher in westeuropäische Länder. Daher unterstützt der 
tschechische Staat die Anwerbung von Zeitarbeitskräften 
aus Nicht-EU-Ländern, unter anderem aus der Ukraine, 
der Mongolei und Vietnam. In den vergangenen zehn Jah-
ren sind offiziell circa 20.000 Menschen aus Vietnam nach 
Tschechien gekommen.

In Vietnam sind Arbeitsvisa und Zeitarbeitsverträ-
ge für Tschechien praktisch nur über einheimische Ver-
mittler*innen erhältlich, die kriminellen Netzwerken  
angehören. Arbeitssuchende bezahlen an sie zwischen 
10.000 und 20.000 US-Dollar. Die Arbeitsverträge in 
tschechischen Firmen gelten in der Regel nur ein bis zwei 
Jahre. Da dort meistens nur der Minimallohn gezahlt wird 
und außerdem Beträge für Unterkunft und Verpflegung 
abgezogen werden, können Betroffene ihre Schulden 
nicht rechtzeitig zurückbezahlen. Endet ihr Vertrag, blei-
ben daher viele von ihnen illegal im Land.

Da sie nicht viele Alternativen haben, arbeiten sie 
häufig unter sklavereiartigen Bedingungen in der Drogen-
produktion. Tschechien ist seit Langem einer der größten 
illegalen europäischen Produzenten der synthetischen 
Droge Methamphetamin, also Crystal Meth. Kontrolliert 
wird das Geschäft in großen Teilen von Gruppen der or-
ganisierten vietnamesischen Kriminalität. Die verschul-
deten Vietnames*innen arbeiten nun in den illegalen 
Meth-Laboren oder auch im Indoor-Growing von Canna-
bis. Häufig werden sie auch in andere europäische Länder 
weitergeschleust, so etwa nach Deutschland; Berlin gilt 
dabei als eines der deutschen Zentren der organisierten 
vietnamesischen Kriminalität. Die Betroffenen wehren 
sich so gut wie nie gegen ihre kriminellen Peiniger, denn 
diese drohen mit Repressionen gegen Familienangehöri-
ge im Heimatland oder zumindest damit, ihnen ihr Eigen-
tum wegzunehmen. Zudem ist der soziale Druck hoch, in 
der Heimat nicht als Versager zu gelten.

Eine brutale Form moderner Sklaverei ist in mehre-
ren südosteuropäischen Ländern und insbesondere in 
Rumänien zu finden: Auf abgelegenen Weideflächen 
hausen Tausende von Vieh- und vor allem Schafhirten 
in winzigen Hütten, erhalten nur minimale Verpfle-
gung und oft auch keinen Lohn. Bis auf wenige Stunden 
Schlaf müssen sie rund um die Uhr arbeiten, Schafe und 
Ziegen weiden und melken, Käse herstellen und Gehege 
ausmisten.

Seit gut einem Jahrzehnt erlebt die europäische Schaf-
zucht einen außergewöhnlichen Boom, angeheizt durch 
die starke Nachfrage nach Lebend-Schafen und Schafs-
fleisch aus dem Nahen und Mittleren Osten. In Rumänien 
gibt es rund zwölf Millionen Schafe und Ziegen; in der EU 
besitzt nur Spanien eine größere Zahl dieser Tiere. Da die 
Arbeit der Hirten als äußerst schwer, schlecht bezahlt und 
daher unattraktiv gilt, rekrutieren manche Viehzüchter 
in Dörfern Arbeitskräfte unter den Ärmsten der Armen, 

EUROPA

DER VERGESSENE KONTINENT 
DES MENSCHENHANDELS
Für die meisten Menschen in Europa ist 
Sklaverei etwas weit Entferntes, historisch  
wie geografisch. Doch es gibt sie, nicht 
millionen-, aber doch zehntausendfach:  
als Zwangsprostitution, als Schuldknecht- 
schaft und in einer besonders brutalen Form 
unter den Arbeitenden in der Viehzucht.
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oftmals Minderjährige und sogar Kinder. In den vergan-
genen Jahren wurde eine Reihe von Fällen dokumentiert, 
in denen Erwachsene und Kinder misshandelt und nachts 
angekettet wurden und zudem halb verhungert sind. Den-
noch kontrollieren Behörden die Arbeitsbedingungen in 
der Viehzucht bisher immer noch kaum.

Europa ist derjenige Erdteil, der weltweit die bes-
ten Gesetze gegen moderne Sklaverei hat. Vor allem die 
Staaten der Europäischen Union sind dabei Vorreiter. Der 
Kampf gegen moderne Sklaverei gehört auch zum Wer-

tekanon der EU. Doch oft führen wirtschaftliche Interes-
sen und mangelnder politischer Wille dazu, dass Staaten 
sklavenartige Ausbeutung dulden und Behörden Arbeits-
bedingungen nicht oder zu wenig kontrollieren. Europa 
ist deshalb weit entfernt davon, das Problem moderner 
Sklaverei gelöst zu haben. 

Die US-Berichte bieten jährlich Hunderte Seiten 
nützlicher Länderanalysen. Einige Fachleute 

hinterfragen allerdings den Sinn der „Stufen"-Einteilung

Jährlich veröffentlicht die  
US-Regierung einen Bericht  
über den Kampf gegen 
Menschenhandel weltweit, den 
Trafficking in Persons Report  
(TIP). Auch die Länder Europas  
werden geprüft. Die Kriterien  
des Gesetzes zum Schutz von  
Opfern des Menschenhandels 
(Trafficking Victims Protection  
Act, TVPA) sind:
•	� Schwere Formen des 

Menschenhandels sind  
verboten und werden bestraft.

•	� Jede Art von Menschenhandel 
zum Zwecke der Zwangs-
prostitution entspricht schweren 
Straftaten wie z. B. gewalt- 
tätigen sexuellen Übergriffen.

•	� Die Strafe ist abschreckend  
und steht in einem 
angemessenen Verhältnis  
zur Straftat.

•	� Die Regierung ist ernsthaft  
und anhaltend bemüht,  
schwere Formen  
des Menschenhandels zu 
unterbinden.

	� Stufe 1: Die TVPA-Minimal-
standards werden voll erfüllt.

	� Stufe 2: Die Vorgaben werden 
nicht voll erfüllt, aber die 
Regierungen streben es an.

	� Stufe 2, unter Beobachtung: 
Wie Stufe 2, mit vielen Fällen 
von Menschenhandel oder zu 
wenig staatlichen Maßnahmen 
bzw. fehlenden Beweisen 
für angemessene staatliche 
Maßnahmen.

	� Stufe 3: Die TVPA-Minimal-
standards werden nicht  
erfüllt, und die Regierung  
bemüht sich auch nicht darum.

BLICK VON WESTEN
Die Berichterstattung über Menschenhandel in Europa durch die US-Regierung
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AL: Albanien, AM: Armenien, AT: Österreich, AZ: Aserbaidschan, BA: Bosnien und Herzegowina, BE: Belgien, BG: Bulgarien, BY: Weißrussland, CH: Schweiz, CY: Zypern, 
CZ: Tschechien, DE: Deutschland, DK: Dänemark, EE: Estland, ES: Spanien, FI: Finnland, FR: Frankreich, GB: Großbritannien, GE: Georgien, GR: Griechenland, 
HR: Kroatien, HU: Ungarn, IE: Irland, IS: Island, IT: Italien, KA: Kasachstan, LI: Liechtenstein, LT: Litauen, LU: Luxemburg, LV: Lettland, ME: Montenegro, MD: Moldau,
MK: Nordmazedonien, MT: Malta, NL: Niederlande, NO: Norwegen, PL: Polen, PT: Portugal, RO: Rumänien, RS: Serbien, RU: Russland, SE: Schweden, SI: Slowenien, 
SK: Slowakei, TR: Türkei, UA: Ukraine, XK: Kosovo
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Malta – in- und ausländische 
Zwangsprostituierte, 
Zwangsarbeit in Restaurants 

Moldau – Quell- und 
Transitland der inter-
nationalen Zwangs-
prostitution 

Portugal – Quell-, 
Transit- und Zielland 
für Zwangsprostitution 
und -arbeit

Island – Zwangsprostitution, 
Zwangsarbeit auf dem Bau

Schweiz – Zielland der Zwangsprostitution, 
gefördert durch legale Sexarbeit ab 16 Jahren

Deutschland – nachsichtige 
Bestrafung des Menschen-
handels, zu wenig Daten

Irland – deutlich zu 
wenig Strafverfolgung, 
mangelhafter Opferschutz 

Tschechien – Zwangs-
arbeitende aus vielen 
Ländern, Transit 
von Prostituierten

Rumänien – wenig Aktivität 
gegen Menschenhandel; 
nur wegen eines Reform-
plans nicht auf Stufe 3 

Russland – Zwangsarbeitende 
aus Nordkorea; Menschenhandel 
kaum bestraft, kein Opferschutz 

Frankreich – nachlassende 
Verfolgung, unzureichende 
Daten, geringer Opferschutz 

RU

RU
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Z wangsarbeit in Europa? Für viele Menschen ist das 
kaum vorstellbar. Doch die Internationale Arbeits-
organisation (ILO) schätzt, dass in Europa im Jahr 

2012 etwa 880.000 Menschen unter Zwang ausgebeutet 
wurden und dabei 30 Prozent oder 210.000 Menschen 
von Zwangsprostitution und 70 Prozent oder 610.000 
Menschen von Zwangsarbeit betroffen waren. Seither ist 
die Dunkelziffer eher noch gestiegen. Die Anzahl der Op-
fer, die von den Behörden im sogenannten Hellfeld erfasst 
wurden, ist im Gegensatz zu den geschätzten Zahlen ver-
schwindend gering. Das Büro der Vereinten Nationen für 
Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC) ermit-

telte 2018 für Süd- und Westeuropa lediglich 5.500 Opfer 
von Menschenhandel, dabei 66 Prozent zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung und 27 Prozent zum Zwecke von 
Zwangsarbeit. Bricht man die Zahlen der ILO zum Beispiel 
auf Deutschland herunter, gibt es dort 100.000 Opfer von 
Zwangsarbeit. Das Lagebild des deutschen Bundeskrimi-
nalamtes jedoch listet für 2019 ganze 287 Strafverfahren 
zu sexueller Ausbeutung auf und nur 14 zu Zwangsarbeit.

 Arbeitsausbeutung wird im Allgemeinen deutlich 
weniger wahrgenommen als Zwangsprostitution; letztere 
steht wesentlich mehr im Fokus der Strafverfolgungsbe-
hörden. Männliche und weibliche Betroffene von Zwangs-
arbeit hingegen werden weder als Opfer gesehen noch 
schätzen sie sich in der Regel selbst so ein. Beratungsstel-
len und Gewerkschaften bestätigen immer wieder, wie 
verletzbar vor allem migrantische Arbeitskräfte in Europa 
sind. Menschen, die vor Armut und Perspektivlosigkeit 
fliehen und auf der Suche nach einem besseren Leben 
sind, kennen ihre Rechte nicht, sind nicht gewerkschaft-
lich organisiert und haben kaum soziale Unterstützung 
und Netzwerke. 

 Menschen, die in Europa unter Zwang ausgebeutet 
werden, leben häufig isoliert. Das hat viele Ursachen. 
So ist ihr Aufenthaltsstatus häufig ungeklärt, sie haben 
kaum finanzielle Ressourcen und extrem lange Arbeits-
zeiten. Darüber hinaus werden sie vom Arbeitgeber kont-
rolliert, der zum Beispiel keine eigenen Kontakte erlaubt. 
Auch liegen ihre Unterkünfte nicht selten weit entfernt 
von anderen Menschen oder direkt bei der Arbeitsstätte. 
Sie sprechen oftmals die Sprache des Landes nicht und 
haben keine Ahnung, wo sie Hilfe und Unterstützung fin-
den können. 

Ihre Abhängigkeit wird indirekt durch Armut, feh-
lende Papiere oder Arbeitserlaubnis weiter erhalten. Sie 
werden aber auch direkt unter Druck gesetzt: So müs-
sen migrantische Arbeitskräfte Reisekosten oder andere 
Schulden abbezahlen. Auch wird ihnen oder ihrer Familie 
mit Abschiebung oder gar Gewalt gedroht.

 In fast allen Branchen kann es zu Arbeitsausbeutung 
kommen. Die Profite, die ausbeuterische Arbeitgeber*in-
nen so erwirtschaften, sind enorm. Die ILO schätzte 2014, 
dass die jährlichen Gewinne in der Europäischen Union 

MIGRATION

UNSICHTBAR UND 
VOR ALLER AUGEN
In Europa sind Gesellschaft und Politik 
stolz auf ihre Wohlfahrtsstaaten. Doch diese 
Oberfläche verbirgt schwere Formen der 
Ausbeutung und Rechtlosigkeit. Zu denen,  
die unter Zwang arbeiten müssen,  
gehören besonders viele Migrant*innen.

Bis über ein Viertel – der behördlich erfasste 
Anteil von Mädchen an der Verschleppung 
zur Zwangsprostitution in Europa ist hoch

TÄTER*INNEN UND IHRE OPFER
Menschenhandel nach Geschlecht und Alter, in Prozent,
2016 oder jüngste Daten 

Opfer des 
Menschenhandels 
zur sexuellen 
Ausbeutung

verurteilte
Täter*innen

Opfer des 
Menschenhandels 
zur Zwangsarbeit 
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und den entwickelten Ländern des globalen Nordens bei 
mindestens 47 Milliarden US-Dollar liegen und weltweit 
bei über 150 Milliarden US-Dollar. 2016 bezifferte das ita-
lienische Forschungsinstitut Eurispes den Gewinn der 
Zwangsausbeutung von Migrant*innen durch mafiöse 
Strukturen allein auf italienischen Feldern auf 21 Milli-
arden Euro. In der Landwirtschaft Italiens sind laut der 
Branchengewerkschaft FLAI-CGIL über 430.000 Men-
schen in mafiöse Strukturen eingebunden. Davon leben 
100.000 Menschen unter unwürdigen Bedingungen in il-
legalen Slums, weitab von jeder Stadt, ohne Kanalisation, 
ohne Wasser, ohne Infrastruktur. Die Arbeitskräfte ernten 
Äpfel, Weintrauben, Melonen, Erdbeeren, Tomaten und 
Gemüse. Frauen aus Osteuropa pflücken die Erdbeeren 
auf den Feldern um Caserta, für die Orangenernte werden 
Arbeitskräfte aus Afrika angeheuert. Die Arbeit dauert 
bis zu 14 Stunden, von vier Uhr morgens bis abends um 
sechs. Jedes Jahr brechen Menschen tot auf den Feldern 
zusammen. 

 Im Niedriglohnsektor wie der Fleischindustrie, der 
Gastronomie, der Baubranche, der Pflege oder der saiso-
nalen Landwirtschaft laufen migrantische Arbeitskräf-
te ein besonders hohes Risiko, ausgebeutet zu werden. 
Das gilt insbesondere für Menschen ohne Papiere und 
Aufenthaltsstatus. Ähnlich ist es in Sektoren, die sich in  
Subunternehmerketten strukturieren, wie unter anderem 
in der Logistik oder den Reinigungsdiensten. Täter*in-
nen müssen kaum fürchten, angeklagt und bestraft zu 
werden.

Entdecken Behörden wie Polizei oder Zoll Arbeits-
kräfte in ausbeuterischen Beschäftigungen, werden die-
se in der Regel weder über ihre Rechte aufgeklärt noch 
als potenzielle Opfer gesehen oder behandelt. Im bes-
ten Fall werden sie abgeschoben, ohne eine Chance zu 
bekommen, ihren ausstehenden Lohn einzuklagen. Im 
schlimmsten Fall bekommen sie eine Anzeige wegen Ar-
beit ohne Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis und werden 
selbst zu Täter*innen gemacht. So tauchen Betroffene 
von Zwangsarbeit und Arbeitsausbeutung in keiner Sta-
tistik auf. Strafverfolgungsbehörden verstehen deshalb 
oft nicht, warum Beratungsstellen und Gewerkschaften 
Schutz und Prävention vor Zwangsarbeit und Opferrechte 
einfordern.

 In allen europäischen Staaten muss Arbeitsausbeu-
tung und Zwangsarbeit gesellschaftlich, politisch und 
statistisch sichtbar gemacht und juristisch verfolgt wer-
den. Viele Branchen und Industrien beuten Menschen 
rücksichtslos aus, ohne dass es strafrechtliche Folgen 
hat oder die Opfer ihre Rechte einfordern können. Eini-
ge Länder haben kleine Schritte gegen die ausbeuteri-
sche Praxis in einzelnen Branchen unternommen, das 
Arbeitsschutzkontrollgesetz in der Fleischindustrie in 
Deutschland ist so ein Beispiel. Ein Anfang – aber längst 
nicht ausreichend.  

Europa ist fast auf der ganzen Welt das 
Ziel von Menschenhändler*innen. Die meisten 

Opfer kommen allerdings aus Europa selbst

DIE NACHFRAGE LOCKT DAS ANGEBOT
Herkunft von Opfern des in Europa entdeckten 
Menschenhandels, 2016 oder jüngste Daten,
in Prozent
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E ine professionelle Organisation mit Büro in Berlin 
wirbt so für ihre Spendensammlungen: „Stell dir 
vor, fast ganz Potsdam ist versklavt.“ Der Vergleich 

mit der Nachbarstadt soll zeigen, wie viele Personen die 
167.000 Menschen sind, die „heute in Deutschland in 
Sklaverei“ leben. In Frankreich beispielsweise könnte 
Aix-en-Provence für 129.000 Sklav*innen stehen. Und für 
die 136.000 in Großbritannien böte sich die Hälfte der Ein-
wohnerzahl von Southampton an. 

Für die Zahlen selbst übernimmt die Organisation kei-
ne Verantwortung. Sie verweist auf den Global Slavery In-
dex (GSI), den die australische internationale Menschen-
rechtsgruppe Walk Free herausgegeben hat. Sie wiederum 
wird über eine Stiftung von Andrew Forrest finanziert, 
2021 der zweitreichste Mann Australiens. Ob Daten über 
Zwangsarbeit, Zwangsprostitution oder Zwangsehe – wer 
sich mit der Sklaverei weltweit befasst, kommt am GSI 
nicht vorbei. In Veröffentlichungen der Zivilgesellschaft 
sind die Angaben recht weit verbreitet. Auch in offizielle 
Dokumente hat das Zahlenwerk Eingang gefunden, seit 

die Walk Free Foundation mit der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) zusammenarbeitet. Selbst in wis-
senschaftlichen Aufsätzen werden die Rankings erwähnt, 
wenn auch eher zur Illustration als zur Argumentation. 

Derzeit enthält der GSI Angaben über 167 Länder. 
Weltweit berichten die Medien, wenn er erscheint. Nach 
den Ausgaben von 2013, 2014 und 2016 ist jetzt der In-
dex von 2018 aktuell. Der nächste GSI soll 2022 erschei-
nen. Vergleichen lassen sich die Ergebnisse kaum, denn 
Datengrundlagen und Berechnungen ändern sich jedes 
Mal. Nur das Prinzip ist immer gleich: durch Extrapola-
tion überall aus vorhandenen Daten die fehlenden zu er-
gänzen, um so die großen statistischen Lücken in diesem 
kaum erforschten Gebiet zu schließen. 

167.000 Versklavte in Deutschland –  diese Zahl ist 
erstaunlich hoch. Die Daten, aus denen die Indizes aller 
vier Ausgaben gebildet wurden, stammen von 2012 bis 
2016. Nach Angaben der GSI-Webseite ermittelten Behör-
den im Jahr 2016 in Deutschland 536 Opfer von Menschen-
handel. Auf Zwangsarbeit entfielen 48 und auf Zwangs-
prostitution 488 Personen. Nach einer älteren deutschen 
Studie haben 2008 rund 3.400 Frauen und Mädchen in 
Beratungsstellen Hilfe vor drohenden oder in bestehen-
den Zwangsehen gesucht. Wie viele davon verheiratet 
sind oder wurden, lässt sich daraus nicht ableiten. Sollte 

DATEN

VIEL MUT ZUR LÜCKE
Das Ausmaß der Sklaverei weltweit 
darzustellen ist eine wichtige Aufgabe, um  
die Aufmerksamkeit der Politik auf diese 
Verstöße gegen die Menschenrechte zu lenken. 
Aber manche Zahlen im Global Slavery Index 
kommen auf abenteuerlichem Wege  
zustande – wenn er überhaupt zu erkennen ist.  
Ein Gang durch’s Kleingedruckte.

Eine Tabelle mit den Ergebnissen der Umfragen 
für jedes Land ist in den Publikationen 

zum Global Slavery Index nicht zu finden 

EINSATZ MIT FRAGEBOGEN 
Länder, in denen Daten über das Ausmaß von Sklaverei mit Umfragen ermittelt wurden
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Von Indien abgesehen  
wurden in den menschen-
reichsten Ländern der Welt 
nur je 1.000 bis 2.000 Men-
schen nach erlebter Sklaverei 
befragt. So können einstellige 
Resultate zu Verallgemei-
nerungen über neunstellige 
Bevölkerungen führen.  
71,1 Prozent der Weltbevölke-
rung seien mit den Umfragen 
abgedeckt, auf dem amerika-
nischen Kontinent gar  
93,5 Prozent, heißt es. Doch 
schon, wenn einzelne Befrag-
te oder deren Familienange-
hörige im Ausland Formen 
moderner Sklaverei erlebt 
haben, gelten auch solche 
Länder als „abgedeckt“. 
Blieben Länder ohne eigene 
Umfragen unberücksichtigt, 
sänke die globale Abdeckung 
auf rund 57 Prozent, in 
Amerika ohne die USA und 
Venezuela auf 59 Prozent. 

	Länder mit 
	 Umfragen

	 in Umfragen 
	 erwähnte Länder

	Bevölkerung 
	 2015

	Zahl der 
	 Befragten, 
	 2012–2017

1.311.000.000

17.000

Indien

208.000.000

1.007

Brasilien

258.000.000

2.000

Indonesien

189.000.000

2.000

Pakistan

161.000.000

1.000

Bangladesch

182.000.000

1.000

Nigeria
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die Dunkelziffer des GSI bei Zwangsarbeit von Versklav-
ten tatsächlich um das 310-Fache höher als die offiziellen 
Fallzahlen liegen? 

Um diese und andere Fragen zu beantworten, ist ein 
Gang durch’s Kleingedruckte nötig. Durch viel Kleinge-
drucktes. In methodologischen Abschnitten, Anhängen, 
Fußnoten, Extraheften und Online-Materialien lassen 
sich einige, aber längst nicht alle Schritte rekonstruieren, 
die den bisher vier Ausgaben des GSI zu seinen Daten ver-
halfen. 

Schlüsselgröße des GSI ist eine ungefähre Häufigkeit 
von Opfern moderner Sklaverei pro 1.000 Einwohner*in-
nen, also in Promille. Diese „geschätzte Prävalenz“ liegt 
gemäß dem letzten GSI bei 2,0 Promille für Deutschland, 
ebenso für Frankreich. Für Großbritannien liegt der Wert 
bei 2,1, und in den Niederlanden sind es 1,8 Promille. 

Beim ersten Index 2013 lagen die Fallzahlen noch 
vollkommen anders. Für Deutschland wurden 10.646 
Versklavte kalkuliert. Die Rechnung ging so: Für Großbri-
tannien und die USA lagen Schätzungen vor. Der Durch-
schnittswert davon tauge als Untergrenze für Westeuropa, 
hieß es in der Publikation erklärungslos. Die Obergren-
ze sei der Durchschnittswert von ebenfalls geschätzten 
Angaben über die ost- und südosteuropäischen Länder 
Belarus, Ukraine, Bulgarien, Rumänien und Moldau. 
Daraus ergebe sich ein deutscher Mittelwert von 0,13 pro 
Tausend. Bei einer Bevölkerung von 81,9 Millionen seien 
dies 10.646 Versklavte. Es folgt ein Hinweis, dies sei eine 
bestmögliche, jedoch nicht die wirkliche Zahl. Doch in 
weiteren Tabellen des GSI wird dieser Wert für Deutsch-
land angesetzt. 

Für den Index des Folgejahres 2014 teilte das GSI-Team 
167 Länder der Erde in sieben Gruppen ein, die sich nach 
sozioökonomischen Kriterien wie Bevölkerungsgröße, 
-dichte und Armut unterschieden. Es folgten wiederum 
Interpolationen. Für deren Qualität ein Beispiel: Kam-
bodscha, für das keine Daten vorlagen, landete in einer 
Gruppe mit den „ähnlichen“ Staaten Niger und Haiti, bei 
denen das Team eine Sklaverei-Prävalenz von 15 Promille 
der Bevölkerung schätzte. Dann fiel auf, dass Kambod- 
schas nicht weit entferntes Nachbarland Indonesien  
– das einer anderen Ländergruppe zugeordnet war – nur 
eine Prävalenz von 3 Promille aufwies. Die Lösung: Ein 
Kriterium „regionale Ähnlichkeiten“ wurde neu einge-
führt und damit die Prävalenz von Kambodscha neu aus 
40 Prozent des Wertes von Indonesien plus 60 Prozent 
des Durchschnittswertes von Niger und Haiti ermittelt. 
Ergebnis: eine Prävalenz von 10,3 Promille. Gemessen an 
seiner Bevölkerungszahl hatte Kambodscha nun 155.800 
Versklavte. 

Der nächste GSI aus dem Jahr 2016 präsentierte 25 
Länderumfragen, drei von anderswo übernommene Stu-
dien und 139 Interpolationen für Länder ohne eigene Da-
ten. Die Tabelle der 167 Staaten kam so zustande: Anhand 
politischer, wirtschaftlicher und sozialer Daten aus 24 in-
ternationalen Statistiken, die ein Profil des Versklavungs-
risikos in einem Staat darstellen sollten, bildete das Team 
12 Gruppen, auf die es alle 167 Länder verteilte. Die Prä-

Die globale Prävalenz der Sklaverei ist die 
wichtigste Größe des Global Slavery Index. Wie ein 
Wert genau zustande kommt, ist nicht zu ermitteln 

WELTWEITE HÄUFIGKEIT MODERNER SKLAVEREI
Im Global Slavery Index geschätzte Zahl der Opfer in Promille (pro 1.000 Einwohner*innen), 
Erhebungszeitraum 2014–2017
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104,6

Nordkorea

93,0

Eritrea

40,0

22,3

Zentralafr. Rep. 

22,2

Afghanistan

21,4

Mauretanien

20,5

Südsudan

Burundi
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valenz der 28 Länder mit Umfragen wurde auf die ande-
ren Länder in der jeweiligen Gruppe übertragen. Wie das 
genau passierte, ist nicht nachvollziehbar. Denn der GSI 
von 2016 listet nur die Anzahl, nicht aber die Namen der 
139 Länder ohne Umfrage auf, die auf die 12 Gruppen ver-
teilt wurden. Beispiele: Bolivien und Vietnam bestimm-
ten die Prävalenz von 17 unbekannten Ländern. Das 
mittlerweile untersuchte Kambodscha allein war für 12 
Länder maßgeblich. Und für 17 Länder in zwei Gruppen 
fand sich kein „Leitland“ mit Umfrage; sie wurden aus 
weniger ähnlichen Ländern mit einer Prävalenz verse-
hen. Zu guter Letzt nahm das Team bei 40 Ländern noch 
„Anpassungen“ vor. Damit änderte es nachträglich viele 
nach Augenschein unzulängliche Zuordnungen zu den 12 
Gruppen. Zuvor hatte das Team schon Lücken in den 24 
internationalen Ausgangsstatistiken – die es bei solchen 
Erhebungen immer gibt – mit Werten geschlossen, die es 
selbst aus vergleichbaren Ländern gebildet hatte.

Für Großbritannien und die Niederlande wurden hin-
gegen ganz andere Zahlen genommen. Sie beruhten auf 
einer neuen Methode, Einzelfälle aus verschiedenen Opf-
erlisten auszuwerten. Dadurch stieg die Zahl der Versklav-
ten in Großbritannien von 8.300 auf 11.700 und in den 
Niederlanden von 2.200 auf 17.500. Warum dieselbe Me-
thode zu solchen Unterschieden führte, blieb wiederum 
unerklärt. Für Deutschland stieg die Zahl der Versklavten 
auf 14.500, wohl weil es zur Gruppe des Referenzlandes 
Großbritannien gehörte. 

2018 ging der GSI in die vierte Ausgabe, seine jüngste. 
Die Zahl der Versklavten in den Niederlanden, noch zwei 
Jahre zuvor als sehr exakt präsentiert, stieg um weitere 60 

Prozent auf 30.000. Für Großbritannien, 2016 mit gleicher 
neuer Methode berechnet, verelffachte sich die Zahl auf 
126.000. Ähnliche Sprünge gab es für Deutschland mit 
167.000 – Potsdam! – und Frankreich mit 129.000 Ver-
sklavten. 

Die Methodologie war 2018 wiederum neu. Erstmals  
– und durchaus brauchbar – wurde klar nach Formen der 
modernen Sklaverei ausdifferenziert: in staatliche und 
private Zwangsarbeit einschließlich Zwangsprostitution 
sowie Zwangsehen, in Erwachsene und Kinder und in 
Männer und Frauen. Diesmal übernahm das GSI-Team die 
Prävalenz für 167 Länder und für die ganze Welt aus drei 
Quellen: 48 eigenen Länderumfragen, einer offiziellen 
Einzelfallsammlung und – für staatliche Zwangsarbeit – 
Expertisen. 

Durchgerechnet wurde das 2017 in den Global Esti-
mates of Modern Slavery. Dafür hatte sich die Walk Free 
Foundation mit der ILO zusammengetan, die 2012 in einer 
Studie auf 21 Millionen Zwangsarbeiter*innen weltweit 
gekommen war. Jetzt waren es 25 Millionen. Auch diese 
Global Estimates, die im Folgejahr in den GSI übernom-
men wurden, weisen Erstaunlichkeiten auf. 

Dass die 48 Länderumfragen repräsentativ sind, mag 
das damit beauftragte, weltweit aktive US-Umfrageinsti-
tut Gallup zusichern. Das GSI-Team argumentiert, welt-
weit seien 71.000 Menschen befragt worden. Da sie auch 

Knapp 9.000 Fälle – davon 3.000 aus den Umfragen 
für den Global Slavery Index – führten mit statistischen 

Methoden zu 40,3 Millionen Versklavten weltweit

VON DEN EINZELNEN ZUM GANZEN
Verallgemeinerungen und zugrunde liegende Fallzahlen 
zur Darstellung des Ausmaßes der modernen Sklaverei, 2017
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	verallgemeinerte Schätzungen, 
	 Personen 

Aus den zahlreichen Umfragen für den Global Slavery Index 
wurden nur die 1.073 Fälle von Zwangsheirat und 1.987 Fälle 
von Zwangsarbeit übernommen. Der Rest beruht auf 
5.847 Fällen der Internationalen Organisation für Migration. 

* nur Schätzung von Fachleuten, keine Einzelfälle  ** außer Zwangsprostitution 

Moderne Sklaverei

1.073 
Zwangsarbeit Zwangsheirat

staatlich* privat
739 334

Erwachsene Kinder

761 174
Erwachsene Kinder

6.219 680
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935
Zwangsprostitution
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Zwangsarbeit **

40,3 Mio.
Moderne Sklaverei
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Zwangsarbeit **

24,9 Mio.
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für ihre Familie ausgesagt hätten, seien 575.000 Personen 
als erfasst zu betrachten. 

Aber selbst in vielen Ländern mit über 100 Millionen 
Einwohner*innen haben gerade einmal 1.000 oder 2.000 
Menschen an den Umfragen teilgenommen. Wie grob ist 
das Ergebnis für Länder wie Brasilien mit 206 Millionen 
Menschen, wenn dort 1.007 über Erfahrungen mit Skla-
verei Auskunft geben sollen? Laut GSI hat Brasilien eine 
Prävalenz von 1,8 auf 1.000 Personen. Damit müssten 
etwa zwei Menschen entsprechende Angaben gemacht 
haben. Sie trugen zur GSI-Aussage bei, in Brasilien gebe 
es 369.000 Versklavte. 

Die Länderergebnisse werden einzeln weder im GSI 
noch anderswo veröffentlicht. Tatsächlich müssen die 48 
Umfragen noch weit unergiebiger gewesen sein. Denn in 
einem methodologischen Beiheft zu den Global Estimates 
sind die weltweit verwendeten Fallzahlen genannt: Nur 
etwa 3.000 Nachweise von Zwangsarbeit und Zwangs- 
ehen stammen von den Umfragen, die angeblich 71,1 Pro-
zent der Weltbevölkerung oder 5,5 Milliarden Menschen 
abgedeckt haben. 

5.850 Angaben über Zwangsarbeit und Zwangsprosti-
tution stammen aus der zweiten Quelle, einer Sammlung 
von Belegen für Menschenhandel, die bei der Internati-
onalen Organisation für Migration geführt wird. Zusam-
men: genau 8.907 Fälle. 

Die dritte Quelle ist ganz anderer Natur und deswe-
gen nicht bei den Einzelfällen erfasst. Die Erhebung über 
staatliche Zwangsarbeit wurde für jedes Land der Erde 
von Fachleuten aus dem ILO-Umfeld und aus Veröffent-
lichungen zusammengestellt. Vier Millionen Zwangsar-
beiter*innen in 20 Ländern entfallen auf den staatlichen 
Sektor. Aber dessen Einfluss auf die Prävalenz zu erfahren 
ist wiederum nicht möglich: Eine Ländertabelle mit Fall-
zahlen wird nicht veröffentlicht.

Nicht nur die erhobenen, sondern auch die berech-
neten Werte werfen Fragen auf. Aus 24 erhobenen Daten-
sätzen in fünf „Dimensionen“ soll sich das „Risiko der 
Sklaverei“ für ein Land ergeben. Die Liste enthält neben 
den üblichen sozioökonomischen Daten auch Kompo-
nenten wie „Zugang zu Waffen“ oder „Auswirkung des 
Terrorismus“, deren Bedeutung für die Sklaverei sich 
nicht direkt erschließt. Einer der Datensätze ist, auf ei-
ner Skala von 0 bis 1 erfasst, die Antwort von Regierun-
gen auf den GSI selbst – und damit arg selbstreferenziell. 
Es leuchtet ein, dass Binnenvertriebene berücksichtigt 
sind. Aber Geflüchtete wurden gestrichen, weil sie nicht 
zu den „fünf Dimensionen“ passen. Seitdem ergeben nur 
noch 23 Variablen die Anfälligkeit eines Landes für Skla-
verei. Nicht für alle Länder lagen dabei die kompletten 
23 Datensätze vor. Die teilweise enormen Lücken wurden 
durch die Orientierung an regional ähnlichen Ländern 
geschlossen. 

Sklaverei zu quantifizieren, um damit politischen 
Druck aufzubauen, ist ein durchaus ehrenwertes Projekt. 
Die Veröffentlichung eines neuen globalen Index löst in 

Fachkreisen üblicherweise Diskussionen über die Plausi-
bilität von Annahmen und die Aussagefähigkeit von Län-
derlisten aus. Dies war auch beim Erscheinen der ersten 
GSI-Ausgabe der Fall. 2013 hatten vier Wissenschaftler der 
US-amerikanischen George-Mason-Universität in Arling-
ton, Virginia auf „bedeutende und kritische Schwächen“, 
„unsaubere Methoden“ und „nicht nachvollziehbare 

Die Aussagekraft eines Wertes „Sklavereirisiko 
in Prozent der Verhältnisse in der 

Zentralafrikanischen Republik“ ist fraglich

VERSCHLUNGENE PFADE 
„Anfälligkeit für moderne Sklaverei“ laut Global 
Slavery Index, Auswahl, in Prozent der globalen 
Referenz Zentralafrikanische Republik

Um die Anfälligkeit eines Landes 
für moderne Sklaverei darzustellen, 
führte der Global Slavery Index ein 
neues Verfahren ein: Anhand von 
23 internationalen Datensätzen, zu 
fünf thematischen „Dimensionen“ 
vereint, werden für alle Länder der 
Erde Punkte verteilt. Je höher die 
Punktzahl, umso schlechter ist die 
Situation und umso anfälliger ist 
das Land für Sklaverei. Das Land 
mit dem schlechtesten Wert ist die 
Zentralafrikanische Republik. Deren 
Ergebnis wird als 100 Prozent 
festgesetzt, obwohl kein Einzelwert 
100 Prozent erreicht. Alle anderen 

Länderangaben werden als Pro-
zentzahlen davon gelistet. Welche 
Aussagen und Vergleiche – etwa 
bei 10,4 Prozent für Deutschland, 
37,1 Prozent für Griechenland 
und 100 Prozent für die Zentralaf-
rikanische Republik – möglich sind, 
erscheint unklar. Tatsächlich 
sollen die Datenreihen hinter dem 
Wert dazu dienen, das Ausmaß 
der Sklaverei in Ländern zu 
berechnen, für die keine anderen 
Daten vorliegen. Es fehlt eine 
Ländertabelle, aus der Ausgangs-
werte, Rechenweg und Ergebnisse 
erkennbar wären. 
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Regierungshandeln 85,4

Mangel an Grundversorgung 50,2

Ungleichheit 62,7

marginalisierte Gruppen 58,0

Konfliktfolgen 81,6

10,4

28,3

15,3

37,1

39,152,0

74,1 100

11,1

Griechenland

Frankreich

Großbritannien

Deutschland

Italien

Algerien

Tunesien

Nigeria

Zentralafrikanische Republik 	
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Schätzungen“ hingewiesen und mehr Transparenz in der 
Methodik verlangt. 

„Akademiker“, tat Forrester seine Kritiker ab. Auch 
sein Team, das seit über zehn Jahren am GSI arbeitet, 
weicht ihnen aus. Zwar hat es eine Reihe von Papieren 
veröffentlicht, aber keine seiner Methoden in einer wis-
senschaftlichen Fachzeitschrift zur Diskussion gestellt. 
Dann hätten auch Beispiele für Daten und Rechenwege 
veröffentlicht werden müssen. Die Walk Free Foundation 
hat zwar einige Länderreports publiziert, aber auch in 
ihnen ist nicht erklärt, wie die GSI-typischen Werte zu-
stande kommen. Und selbst mithilfe eines „Dataset“, der 
auf der Webseite des GSI angeboten wird, sind sie nicht 
nachzuvollziehen. Diese Excel-Tabellen können nicht ein-
fach von der Webseite heruntergeladen werden, sondern 
sie werden auf Anfrage verschickt, enthalten aber auch 
nicht die Details zur Berechnung der geschätzten Präva-
lenz. Die Zahl der Versklavten taucht wie aus dem Nebel 
auf. Der wird nicht dadurch lichter, dass die Veröffentli-
chungen – zu Recht – immer wieder auf Schätzungen und 
begrenzte Aussagefähigkeit aufmerksam machen. 

Dabei ist nicht alles fragwürdig, was die Stiftung pu-
bliziert. Über einzelne Länder und die ganze Welt hat sie 
enormes Material zusammengefasst und strukturiert. 
Sobald Berichte nicht auf quantitative Effekthascherei, 
sondern auf qualitative Entwicklungen angelegt sind, 
steigt ihre Glaubwürdigkeit sofort. Doch dies wirkt wie 
Beifang. Eher scheint es der Stiftung auf Rankings, küh-

ne Berechnungen und spektakuläre Medienberichte an-
zukommen.

Die australische Migrationsexpertin Anne T. Gallagher 
hat sich kritisch mit den Indizes befasst und registriert 
„das Fehlen einer ernsthaften kritischen Hinterfragung 
des GSI“ und eine „Verschwörung zum Schweigen“. Sie 
kritisiert den „Philantrokapitalismus“, in dem sich wie 
GSI-Geldgeber Andrew Forrest einige Multimilliarden 
schwere Geschäftsleute in Idealkonkurrenz um eine 
ruhmträchtige, zahlenbasierte Verbesserung der Welt be-
mühen. Angefangen hatte dies mit Microsoft-Gründer Bill 
Gates, der zum global wichtigsten Geldgeber für Gesund-
heitsprojekte wurde. 

Solche Initiativen sind hilfreich, wenn sie transparent 
sind. Aber das ist bei der Arbeit der Walk Free Foundati-
on und ihrem Index anders. Dies liegt auch daran, dass 
die Stiftung, so Gallagher, gut ausgestattet ist. Sie kann 
ihre Seriosität durch gemeinsame Projekt mit notorisch 
finanzknappen Institutionen wie der ILO und mit Fach-
leuten, die beratend an das Projekt angebunden werden, 
unterstreichen. Die notwendige kritische Auseinanderset-
zung wird auf diese Weise nicht gefördert.

2022 soll der nächste, der fünfte Global Slavery Index 
erscheinen. Die Messlatte liegt hoch. Möglicherweise 
stellt sich heraus, dass in Deutschland weniger Versklav-
te leben als Potsdam an Bevölkerung hat. Jedenfalls: Je 
weniger Fragwürdiges der GSI aufweist, umso nützlicher 
wird er sein.  
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